
Die Anwendungsmöglichkeit des § 249 StGB ist bei Ju­
gendlichen begrenzt. Sie ist vom Alter und der Einord­
nung des betreffenden Jugendlichen in die sozialisti­
sche Gesellschaft abhängig. Dies ergibt sich schon aus 
dem Tatbestandsmerkmal „Arbeitsscheu“, das eine ver­
festigte negative Einstellung zur Arbeit überhaupt vor­
aussetzt. Bei dem 14jährigen Angeklagten, der erst am 
1. September 1970 die Lehrausbildung begonnen und bis 
zu seiner Inhaftierung noch keine sechs Monate am 
Arbeitsprozeß teilgenommen hatte, kann nicht von 
einer negativen Einstellung zur Arbeit gesprochen wer­
den, die sich bei ihm innerlich derart verfestigt hat, daß 
sie die Qualität einer Arbeitsscheu erlangt. Im Unter­
schied zu Erwachsenen mit langjährigen Erfahrungen 
im Arbeitsprozeß besteht die Besonderheit bei Jugend­
lichen bezüglich der Einstellungsbildung darin, daß es 
sich hier um einen Entwicklungsprozeß handelt, der 
erst allmählich zur allseitigen Reifung der Persönlich­
keit führt. Im konkreten Fall befand sich der Jugend­
liche erst am Anfang dieses Entwicklungsprozesses. Es 
wäre daher prinzipiell falsch, wollte man ihn in die 
Kategorie der notorischen Arbeitsbummelanten ein­
reihen.
Auch das Tatbestandsmerkmal des „hartnäckigen Ent­
ziehens“ ist nicht erfüllt. Bei Jugendlichen, die eben 
erst das Strafmündigkeitsalter erreicht haben, muß ge­
fordert werden, daß die Maßnahmen gesellschaftlicher 
oder staatlicher Einwirkung einheitlich und zielgerich­
tet ausgestaltet werden. Dabei obliegt insbesondere dem 
Referat Jugendhilfe eine große Verantwortung, wenn — 
wie in diesem Fall — der Jugendliche von ihm bereits 
seit einiger Zeit betreut wird.
Mit dem Angeklagten sind wegen seiner Schul- und Ar­
beitsbummelei wiederholt Aussprachen im Betrieb ge­
führt worden. An diesen haben teilweise der Ab­
schnittsbevollmächtigte der Deutschen Volkspolizei und 
die Mutter des Angeklagten teilgenommen. Ihm wur­
den auch andere Ermahnungen erteilt.
Richtig ist, daß alle diese Bemühungen erfolglos blie­
ben und der Jugendliche sein Verhalten nicht änderte. 
Trotzdem kann im Hinblick auf den Grad der Fehl­
entwicklung des Angeklagten sowie die mangelhafte 
Erziehungssituation in seinem Elternhaus nicht von der 
notwendigen einheitlichen und zielgerichteten erziehe­
rischen Einwirkung ausgegangen werden. Es wäre 
insbesondere Aufgabe des Referats Jugendhilfe gewe­
sen, die Einheitlichkeit und Zielgerichtetheit aller Ein­
wirkungen zu sichern und u. U. sogar ein konkretes 
Erziehungsprogramm festzulegen. Dies geschah völlig 
unzureichend und trug dazu bei, daß der Jugendliche 
immer wieder Lücken und Mängel in der Erziehung 
ausnutzte.
Aus diesen Gründen durfte § 249 Abs. 1 StGB beim An­
geklagten mangels Erfüllung des Tatbestands nicht an­
gewendet werden. Der Angeklagte war deshalb inso­
weit freizusprechen.

A n m e r k u n g  :

Die vorstehende Entscheidung legt zutreffend den 
Zweck der Strafbestimmung des § 249 StGB dar und 
gibt Hinweise für die Berücksichtigung der entwick­
lungsbedingten Besonderheiten Jugendlicher, die be­
sondere Bedeutung für 14- bis 16jährige Täter haben. 
Jugendliche, die mit Abschluß der achten Klasse in den 
Arbeitsprozeß eintreten, haben im Unterschied zu Ju­
gendlichen, die die Schule bis zur 10. Klasse besuchten 
und durch den polytechnischen Unterricht für den Be­
ruf vorbereitet wurden, nicht den engen Kontakt zu 
den Kollektiven der Werktätigen gehabt, der die Ent­
wicklung der sozialistischen Einstellung zur Arbeit 
fördert. Die Erziehung solcher jungen Menschen im Ar­

beitskollektiv und durch dieses muß deshalb in weit 
stärkerem Maße erfolgen, wenn die Persönlichkeitsent­
wicklung des Jugendlichen gefährdet oder wenn er 
fehlentwickelt ist.

Die Ausführungen im Urteil sind jedoch insoweit un­
zutreffend, als Arbeitsbummelei mit Schulbummelei 
gleichgestellt wird. Das undisziplinierte Verhalten eines 
Jugendlichen hinsichtlich des Besuchs der Berufsschule 
ist zwar ebenfalls Ausdruck eines nicht gesellschafts­
gemäßen Verhaltens. Es begründet aber nicht das Tat­
bestandsmerkmal des asozialen Verhaltens in Form des 
hartnäckigen Entziehens von einer geregelten Arbeit 
aus Arbeitsscheu nach § 249 StGB, und zwar weder al­
lein noch im Zusammenhang mit anderen negativen 
Verhaltensweisen wie z. B. des Nichtarbeitens.

Es wäre allenfalls als Gefährdungsmoment zu beachten, 
wenn der Jugendliche dabei destruktiv auf andere ein­
wirkt und deren Arbeitsmoral untergräbt.
Das angefochtene Urteil gibt Veranlassung, auf ein 
weiteres Problem einzugehen. Das Kreisgericht hat im 
Sachverhalt dargelegt, daß der Jugendliche am 1. Sep­
tember 1970 die Teillehre begonnen und bis zu seiner 
Inhaftierung am 21. April 1971 die Arbeit 51 Tage ge­
bummelt hat. Diesen Fakt und die Nichtbeachtung der 
Ermahnungen des Betriebes und der Mutter hat es als 
hartnäckiges Entziehen von einer geregelten Arbeit aus 
Arbeitsscheu beurteilt. Eine solche pauschale Feststel­
lung ist nicht geeignet, daraus bereits die Erfüllung 
des Tatbestands des asozialen Verhaltens i. S. des § 249 
StGB herzuleiten. Das Kreisgericht hätte prüfen und 
feststellen müssen, in welchen Intervallen der Jugend­
liche die Arbeit gebummelt hat. In der Regel ist es so, 
daß der Betreffende zunächst an wenigen Tagen nicht 
am Arbeitsplatz erscheint; das steigert sich dann bis 
zum völligen Wegbleiben von der Arbeit über Wochen 
oder Monate. Diese Steigerung muß vom Gericht im 
einzelnen festgestellt werden, denn asoziales Verhalten 
unterliegt ebenfalls einem, allerdings negativen Ent­
wicklungsprozeß. Die erste Zeit einer solchen Entwick­
lung kann deshalb bei Jugendlichen, aber auch bei er­
wachsenen Ersttätern oftmals noch als mangelhafte 
Arbeitsmoral oder Arbeitsdisziplin anzusehen sein. Sie 
muß nicht bereits ein asoziales Verhalten i. S. von 
§ 249 StGB sein. Die Feststellung der einzelnen Phasen 
gibt Auskunft darüber, ob, seit wann und in welchem 
Maße eine verfestigte negative Einstellung zur Arbeit 
vorliegt. Aus ihr ergibt sich auch, auf welche Maß­
nahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit zu er­
kennen ist.
Mit der Kassationsentscheidung wird die Frage aufge­
worfen, wann eine Strafverfolgung Jugendlicher nach 
§ 249 StGB geboten ist. Ihre Zulässigkeit ist unbestrit­
ten. Allerdings kann gegen Jugendliche nicht auf Ar­
beitserziehung erkannt werden. Der vorliegende Fall 
zeigt aber, daß bei 14- bis 15jährigen Jugendlichen be­
sonders sorgfältig geprüft werden muß, ob ein hart­
näckiges Entziehen von der Arbeit aus Arbeitsscheu 
vorliegt, das das gesellschaftliche Zusammenleben und 
die öffentliche Ordnung gefährdet hat. In der Regel 
muß bei Jugendlichen dieses Alters, die die Arbeit 
bummeln, sich herumtreiben, gefährdeten Freizeit­
gruppen angehören u. a., gefordert werden, daß zu­
nächst die Organe der Jugendhilfe im Zusammenwir­
ken mit den Eltern und dem Betrieb die geeigneten 
sozialpädagogischen Maßnahmen zur Korrektur der 
sozialen Gefährdung oder Fehlentwicklung des Jugend­
lichen nach §§ 13 und 23 JHVO treffen. Ein Strafver­
fahren nach § 249 StGB kann in diesen Fällen nicht die 
erste Reaktion sein und vor allem nicht die zielgerich­
tete, durch die Jugendhilfe straff geleitete pädagogische 
Einwirkung ersetzen, die gerade bei solchen Jugend-
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